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MehrEigenverantwortung oder einZeichenandenStaat?
Zur Abstimmung über die
Fair-Food-Initiative und die
Initiative zu Ernährungssouve-
ränität am 23. September

Das Schweizer Stimmvolk
entscheidet bei der Abstim-
mung über die beiden Initiati-
ven, was die Schweizer Bevölke-
rung künftig kaufen und essen
darf – es geht also faktisch um
eine Bevormundung. Dem
Schweizer Staat werden dabei
mehr Kompetenzen und vor
allemPflichten zugeteilt. Das
führt zu höheren Staatsausga-
ben, weil zur Überprüfung der
Gesetze die Bürokratie steigt
und esmehr Kontrolleure,
Administration, Beamte, Zoll-
vorschriften und Juristen
braucht. Es scheintmir, dass wir
aus reiner Bequemlichkeit dem
Staat immermehr Aufgaben
zuschieben, weil wir unser
eigenesHandeln nicht hinter-
fragen und gegebenenfalls
freiwillig ändern – bei diesen
Initiativen insbesondere unser
Konsumverhalten.

Felix Howald, Direktor Industrie- und
Handelskammer Zentralschweiz,
Luzern

Knapp dieHälfte der in der
Schweiz verkauften Lebensmit-
tel werden importiert. Brauchen
wir Erdbeeren anWeihnachten
oder Äpfel ausNeuseeland?
Denn eigentlichwissenwir es

doch, dass diese riesige Aus-
wahl an Lebensmitteln zu jeder
Zeit in riesigenMonokulturen
mit viel Chemie und tiefsten
Löhnen produziert werden.

Undwas tunwir hier im
SchweizerDetailhandel?Mit
unserer Auswahl könnenwir
viel beeinflussen. Erfreulich:
DieUmsätze für nachhaltig
produzierte Lebensmittel
steigen jedes Jahr. Für immer
mehr Konsumenten geht es
nicht um«billig, billig» und um
«alle Produkte zu jeder Zeit»,
sondern sie wollen gesunde,
natürliche, ökologisch und
sozial produzierte Lebensmittel.
Wir haben es in derHand,mit
dem Ja zur Fair-Food-Initiative
ein Zeichen fürmehrGesund-
heit, Natürlichkeit und Fairness
zu setzen.Mit dem Ja zu Fair-
Food gebenwir der Politik den
klarenAuftrag, dass bei neuen
Freihandelsverträgen die
Rahmenbedingungen für eine
nachhaltige Produktion zu
fairen Löhnen vorOrt geschaf-
fenwerden.

Josef Bircher, Präsident Bio Luzern,
Malters

Der Konsument verlangt gesun-
de, naturnahe und nachhaltige
Nahrungsmittel. Als Produzent
störe ichmich oft daran, dass
die Produkte aus demAusland
günstiger angebotenwerden,
weil sie nichtmit annähernd

vergleichbaren Standards
produziert worden sind.

Die Initiantenwollen die
ausländischen Produzenten nun
verpflichten,mit den gleichen
StandardsNahrungsmittel zu
produzierenwiewir in der
Schweiz. Dies würde bedeuten,
dass dieNahrungsmittel aus
demAusland in unseren Rega-
len gleichen Status erhalten. Die
Produktionmüsstemit vielen
Kontrolleuren überwacht
werden, was der Steuerzahler zu
berappen hätte. Zudemwürden
dieseNahrungsmittel weniger
kosten, weil die Produktions-
kosten imAusland nichtmit den
schweizerischen verglichen
werden können.Diese impor-
tiertenNahrungsmittel würden
für denKonsumenten attraktiv
und hätten denVorzug bei der
Auswahl. Alsowürdenwir
Landwirte erneut denKürzeren
ziehen.

Es geht nicht darum, den
Konsumenten zu bevormunden,
sondern dieGrossverteiler
aufzufordern, die einheimi-
schen Produkte konsequent zu
fördern und klar die Unterschie-
de aufzuzeigen, sei es in Bezug
auf Pflanzenschutz, Tierschutz
und soziale Rahmenbedingun-
gen. Ich bin überzeugt, dass
eine Annahme dieser beiden
Initiativen sich für die Landwirt-
schaft negativ auswirkenwürde.

Markus Odermatt, Kantonsrat CVP,
Ballwil

Die Fair-Food-Initiative und die
Initiative für Ernährungssouve-
ränität verfolgen ähnliche Ziele.
Beidewollen, dass die komplet-
te Lebensmittel-Produktion in
der Schweiz fair und nachhaltig
sein soll. Sie verlangen faire
Arbeitsbedingungen in der
Branche, eine genauereDekla-
ration der Lebensmittel und sie
wollen die Lebensmittelver-
schwendung bekämpfen. Die
Fair-Food-Initiative verlangt bei
den Importen eine Produktions-
kontrolle, die nicht durchsetz-
bar ist.

Wie sollenwir Schweizer ins
Ausland gehen, umdenHerstel-
lern auf die Finger zu schauen?
Bei der Initiative für Ernäh-
rungssouveränität soll der Staat
fürmehr landwirtschaftliche
Arbeitsplätze sorgen. Also eine
klare Einmischung in den
Arbeitsmarkt. Zudemwill sie
denMarkt abschotten und auf
Importe saftige Zölle erheben.

All diese Forderungen
würden für die Kontrollen einen
riesigen bürokratischenAuf-
wand bedeuten. Die Initiativen
verletzen zudembestehende
Handelsabkommenmit ande-
ren Ländern. Unsere geltenden
Bestimmungen undGesetze
haben bereits heute sehr hohe
Anforderungen. Für alles
Weitere appelliere ich an die
Eigenverantwortung.

Albert Vitali, Nationalrat FDP,
Oberkirch

Rigi undder «Overtourism»
«Mein Rigi», «Zentralschweiz am
Sonntag» vom 2. September

Die Ausführungen vonChris-
tianMeier, unter anderem seine
Mutmassungen über dieHaupt-
treiber desWiderstands auf der
Rigi, rücken dieDiskussion über
die touristische Zukunft der Rigi
in ein falsches Licht und scha-
den der öffentlichenMeinungs-
bildung. Die vonmir initiierte
Petition «Nein zu Rigi-Disney-
World» richtete sich gegen den
Ausbau der Rigi und denMas-
sentourismus. Sie generierte in
Kürze 3106Unterschriften. Alt
Nationalrat Louis Schelbert und
CVP-Ständerat KonradGraber
unterzeichneten sie, wie alt
Nationalrätin Cécile Bühlmann,
Kabarettist Emil Steinberger,
Politikwissenschaftler Iwan
Rickenbacher und alt CVP-Re-
gierungsrat FranzMarty sowie

Victorinox-CEOCarl Elsener.
DieUnterzeichnenden forder-
ten, dass die Rigi eine «sanfte»
Erholungsdestination der
Region bleiben soll.Mit dieser
Forderung verknüpft ist die
Gleichwertigkeit vonNaherho-
lungsdestination undTouris-
mus: Die eine Funktion darf die
andere nicht verdrängen,
sondern beide sollen sich
wechselseitig ergänzen. Nie-
mandmöchte, dass die Rigi von
einem«totalen Tourismus»
dominiert wird, wie ihnKultur-
geografWerner Bätzing kriti-
siert. Leider ist die Rigi heute,
wie viele europäische Städte,
von «Overtourism» bedroht.
Das Beispiel Aescher-Wild-
kirchli zeigt, welche Konse-
quenzen auch der Rigi drohen.

René Stettler, Kulturwissenschaftler,
Rigi Kaltbad

Manwürde besser das
Heiratsverbot aufheben
«Katholische Kirche: Schärfere
Regeln bei Übergriffen»,
Ausgabe vom 6. September

Die Bischöfe empfehlen Straf-
anzeige bei der staatlichen
Justiz.

Dagegen ist nichts einzu-
wenden. Ich könntemir aber

vorstellen, dass die Aufhebung
desHeiratsverbotes für katholi-
sche Priester wirkungsvoller
wäre. Dafürmüssten sich die
Bischöfe allerdings imVatikan
einsetzen.

Alexander Wili,
Kriens

Leserbriefe

Leuthard vertröstet Zentralschweiz
Fahrplan DenBundesbahnen fehle die Sensibilität gegenüber den Bedürfnissen der verschiedenenRegionen,

kritisierten die Zentralschweizer Ständeräte gestern imParlament. Die Verkehrsministerin nimmt die SBB in Schutz.

ChristianGlaus
christian.glaus@luzernerzeitung.ch

DeutschunddeutlichhatderLu-
zernerCVP-Ständerat gestern im
Parlament gesagt, was er vom
Fahrplanentwurf 2019 der SBB
hält: «Es scheint mir, dass hier
nur Fahrplantechnokraten am
Werk sind. Auf den Tourismus-
undWirtschaftsstandortZentral-
schweiz und Luzern wird keine
Rücksicht genommen.» Graber
und seine Zentralschweizer Kol-
legen Damian Müller (FDP, Lu-
zern),HansWicki (FDP,Nidwal-
den) und Erich Ettlin (CVP, Ob-
walden) haben ihren Frust auf
höchster Ebene abgeladen –
gegenüber Verkehrsministerin
Doris Leuthard (CVP).

Im Ständerat wurde gestern
Grabers Interpellation zu den
jüngsten Fahrplanverschlechte-
rungen inderZentralschweizbe-
handelt. Auslöser war, dass der
ZugnachZürichFlughafenkünf-
tig um xx.35 Uhr in Luzern ab-
fährt und somit die Verbindung
für viele Reisende schlechter
wird (Ausgabe von gestern).

Leuthard:Zentralbahnsoll
Fahrplananpassen

Nachdembereits dasAngebot ab
LuzernRichtungTessin schlech-
ter gewordensei, treffeesnundie
Verbindung nach Zürich Flugha-
fen, hielt Graber fest. Die Zent-
ralschweiz werde systematisch
benachteiligt. «Mir fehlt auf Sei-
tenderSBBdie regionalpolitische
Sensibilität.»ErichEttlin schloss
sich Graber an und fügte hinzu:
«DieProbleme inLuzernverstär-

ken sich in Ob- und Nidwalden,
weilwir denWegüberdenBahn-
hof Luzern machen müssen.»
Die Reisezeit aus diesen Kanto-
nen Richtung Flughafen verlän-
gert sich zusätzlich, weil die An-
schlüsse in Luzern nicht mehr
funktionieren.OderaberdiePas-
sagieremüssen ein weiteresMal
umsteigen. Dies werde zum
Standortnachteil, so Ettlin.

BundesrätinDorisLeuthardzeig-
te etwas Verständnis für den
Frust der Zentralschweizer: Die
Region sei«inden letzten Jahren
zukurzgekommen».Zuersthabe
mandenFokusaufdieRomandie
gelegt, nun auf Zürich und die
Ostschweiz. Mit dem nächsten
Ausbauschritt 2030/35derBahn-
infrastruktur komme dann die
Zentralschweiz auf ihre Kosten,

sagte Leuthard mit Verweis auf
die anstehenden Grossprojekte
Zimmerberg-Basistunnel II und
Durchgangsbahnhof Luzern.

In ihrem Votum nahm die
Verkehrsministerin die SBB in
Schutz. Die Fahrplangestaltung
sei sehr schwieriggeworden.Und
eine Verlängerung der Reisezeit
von Luzern nach Zürich Flugha-
fen umsechsMinuten oder zehn

Prozent sei«nicht lebensbedroh-
lich». Schlechter sehe es auf den
ZufahrtsstreckenausdemLuzer-
ner Hinterland sowie Ob- und
Nidwalden aus, sagte Leuthard –
und spielte den Ball in die Zent-
ralschweiz zurück. «Man sollte
mal den Fahrplan der Zentral-
bahn anschauen. Es wäre einfa-
cher, diesenanzupassen. Ichden-
ke, dort gibt esMöglichkeiten.»

EinenbrisantenVorschlagbrach-
te Ständerat Hans Wicki in die
Diskussionen ein. Er spielt näm-
lichmitdemGedanken,dieBun-
desbahnen zu entmachten:Heu-
te gestalten die SBB den Fahr-
plan. Doch das könnten auch
anderemachen, soWicki:«Wenn
die verantwortlichen Personen
bei den SBB konstant und un-
ermüdlich die Bedürfnisse einer
ganzen Region untergewichten
oder gar nicht berücksichtigen,
dann sollte man sich auch nicht
wundern, wenn man diese Auf-
gabe dann privatisieren will.»
Dies nicht, um Kosten zu sparen
oderdieEffizienzzusteigern.Ziel
wäre, die Interessen der Regio-
nen besser zu berücksichtigen.

Graber:«EinWink
mitdemZaunpfahl»

Dieser Idee schloss sich Konrad
Graber an: «Auch für mich stellt
sich die Frage, ob es richtig ist,
dassbei denSBBdieFahrplange-
staltung vorgenommen wird.»
Auf Nachfrage unserer Zeitung
betonteGraber, dass es sichnicht
um eine leere Drohung handle.
«Es ist ein Wink mit dem Zaun-
pfahl.ManmussdenSBBzeigen,
dass sie aufpassen müssen.» Es
sei im Interesse des Unterneh-
mens, dieHoheit über den Fahr-
plan behalten zu können.

Die Idee, den SBBdieHoheit
über ihren Fahrplan wegzuneh-
men, existiert derzeit erst in den
Köpfen. Ein politischesGeschäft
ist darausnochnicht entstanden.
DochGraber ist sich sicher: «Die
Diskussionen sind im Gang, das
Themawird kommen.»

Die Verbindungen nach Zürich Flughafen werden mit dem Fahrplanwechsel im Dezember schlechter. Die
Züge fahren in Luzern nicht mehr um xx.10 Uhr ab. Bild: Boris Bürgisser (27. März 2017)

SBB und Bund
beendenMachtkampf

Mit dem Fahrplanwechsel im De-
zember gibt es ab Luzern wieder
eine frühere tägliche Direktver-
bindung ins Tessin. Dies gabBun-
desrätin Doris Leuthard gestern
im Ständerat bekannt. Die Inter-
citys fahren um 8.18 und 9.18 Uhr
ab Luzern durch den Gotthard-
Basistunnel nach Locarno. Heute
verkehren sie je nachWochentag
zu unterschiedlichen Zeiten.

Die SBBwollten diese Verbin-
dungen bereits ein Jahr früher
anbieten. Das Bundesamt für Ver-
kehr (BAV) verweigerte jedoch die
Zustimmung. Dies, weil die Züge
einen Platz (Trassee) benutzen,
der für den Güterverkehr reser-
viert ist, aber nicht beansprucht
wird. Nun hat das BAV dennoch
die Bewilligung erteilt, wie dieses
auf Anfrage bestätigt. Die SBB
mussten sich verpflichten, nach
der Eröffnung des Ceneri-Basis-
tunnels 2020 eine Verbindung
anzubieten, welche denGüterver-
kehr nicht beeinträchtigt. (cgl)


